


Praxis

Welche Dokumente wie lange aufbewahren?
Wichtige Dokumente wie Jahresabschlüsse oder Steuererklärungen stapeln sich in Bundesordnern und füllen meterweise Hänge-
register. Und es werden jährlich mehr. Wohin damit? Welche Dokumente wie lange archiviert werden müssen und was man dabei 
beachten muss.

Neue Abrechnungsformulare
Ab 2010 werden neue Abrechnungsformulare 
eingeführt. Die ESTV verlangt die Einreichung 
der Originalformulare, da diese mit einem Strich-
code versehen sind. Belege sind jedoch nur 
dann einzureichen, wenn dies auf dem Ab-
rechnungsformular vermerkt ist oder von der 
ESTV verlangt wird. Die neue Abrechnung glie-
dert sich in drei Teile:
1. Umsatz (Ziffern 200 bis 299): Deklarieren des 
vereinbarten oder des vereinnahmten Entgelts 
und der Abzüge.
2. Steuerberechnung (Ziffern 300 bis 510): Auf-
teilung der geschuldeten Umsatzsteuer auf die 
gesetzlichen Steuersätze und Aufschlüsselung 
der Vorsteuern. Daraus ergibt sich die Steu-
erforderung, die entweder eine Steuerschuld 
oder ein Steuerguthaben darstellt.
3. Andere Mittelflüsse (Ziffer 900 und 910): 
Eintragen der Nichtentgelte, da diese teilweise 
eine Kürzung des Vorsteuerabzugs zur Folge 
haben können.
Neu sind beispielsweise die optierten Leistun-
gen unter Ziffer 205 zu deklarieren. Der Eigen-
verbrauch muss ab sofort als Vorsteuerkorrek-
tur verbucht werden. Die Margenbesteuerung 
wird durch einen fiktiven Vorsteuerabzug ab-
gelöst. Nichtentgelte wie Subventionen, Spen-
den, Dividenden usw. werden unterschiedlich 
behandelt. In all diesen Fällen muss geprüft 
werden, ob in der Buchhaltung neue MWST-
Codes einzurichten sind.
Möchte ein steuerpflichtiges Unternehmen nach 
vereinnahmten Entgelten abrechnen, muss dies 
bei der ESTV beantragt werden. Die gewählte 
Abrechnungsart ist sodann mindestens wäh-
rend einer Steuerperiode beizubehalten.

Umsatzabstimmung
Das steuerpflichtige Unternehmen hat am 
Ende des Kalenderjahrs eine Umsatzabstim-
mung vorzunehmen. Die Steuerbehörde ver-

langt, dass die Steuerabrechnung des betrof-
fenen Kalenderjahrs mit dem Jahresabschluss 
in Übereinstimmung gebracht wird. Allfällige 
Fehler müssen nach Ablauf von 180 Tagen 
ab Ende Geschäftsjahr korrigiert werden. Eine 
fehlende Umsatzabstimmung oder die Nicht-
vornahme einer Korrektur aufgrund einer Um-
satzabstimmung kann ein Strafverfahren nach 
sich ziehen.

Erhöhung der Mehrwertsteuersätze
per 1. Januar 2011
Mit dem Volksentscheid für die IV-Zusatzfi-
nanzierung wird die Mehrwertsteuer von 2011 
bis und mit 2017 proportional angehoben. Der 
Normalsatz steigt demnach von 7,6% auf 8%, 
der reduzierte Satz von 2,4% auf 2,5% und 
der Beherbergungs-Sondersatz von 3,6% auf 
3.8%. Allerdings wird der Übergang von den 
bisherigen zu den neuen Steuersätzen anders 
geregelt als bei den früheren Steuersatzerhö-
hungen in den Jahren 1999 und 2001. Ab dem 
1. Juli 2010 kommen nochmals neue Abrech-
nungsformulare zur Anwendung, auf welchen 
im zweiten Abschnitt, Steuerberechnung, zu-
sätzliche Felder vorhanden sein werden.
Gleichzeitig wird die Erhöhung der Steuersätze 
auch zu einer erneuten Anpassung der Saldo-
steuersätze führen, und zwar wie folgt:

Dies hat zur Folge, dass per 1. Januar 2011 
erneut von denselben Wahlmöglichkeiten 
wie zu Beginn des Kalenderjahrs 2010 Ge-
brauch gemacht werden kann, auch wenn 
die entsprechende Wartefrist noch nicht ab-
gelaufen ist. Folgende Möglichkeiten stehen 
zur Auswahl: 
–	 Wechsel der Abrechnungsart auf 
	 vereinnahmte oder vereinbarte Entgelte
–	 Wechsel zur effektiven Abrechnungs-
	 methode
–	 Wechsel zur Saldosteuersatzmethode
–	 Wechsel zur Pauschalsteuersatzmethode
–	 Wechsel zur Gruppenbesteuerung 
	 oder Beendigung

Unternehmen, die sich mit den neuen Vor-
gaben der ESTV befassen, sollten folgende 
Fragen klären: 
–	 Von welchen Wahlmöglichkeiten soll 
	 Gebrauch gemacht werden?
–	 Ist ein Wechsel zur effektiven 
	 Abrechnungsmethode angezeigt 
	 und wann?
–	 Soll zur Saldosteuersatzmethode 
	 gewechselt werden und wann?
–	 Wie gross ist der finanzielle Vorteil 
	 eines zweiten Saldosteuersatzes?
–	 Welche Anpassungen müssen in der 
	 Buchhaltung vorgenommen werden?
–	 Wie sieht eine korrekte Umsatz-
	 abstimmung aus?
–	 Wie ist der Übergang im Jahr 2011 von den
	 alten zu den neuen Steuersätzen geregelt?
–	 Wie sind die Leistungen mit alten und 
	 neuen Steuersätzen zu deklarieren?
Über einen allfälligen Wechsel, verbunden 
mit den entsprechenden Vorteilen, gilt es jetzt 
nachzudenken, um rechtzeitig umzustellen. 
Bei der Wahl der opportunen Abrechnungsart 
und -methode steht Ihnen der Treuhänder mit 
Fachwissen und Erfahrung zur Seite.            ❰❰

Im Handelsregister angemeldete Firmen sind 
nach Artikel 957 OR verpflichtet, die Bü-
cher ordnungsgemäss aufzubewahren. Ge-
schäftsbücher, Buchungsbelege, Quittungen 
und Geschäftskorrespondenz müssen wäh-
rend zehn Jahren aufbewahrt werden (Artikel 
962 OR). Die Aufbewahrungspflicht beginnt 
mit dem Ablauf des Geschäftsjahrs, in dem 
die Unterlagen entstanden sind. 

Die richtige Aufbewahrungsform
Nur die Betriebsrechnung und die Bilanz 
sind schriftlich und unterzeichnet im Origi-

nal aufzubewahren. Die Geschäftsbücher, 
die Buchungsbelege und die Geschäfts-
korrespondenz können auch in elektroni-
scher Form oder auf vergleichbare Weise 
aufbewahrt werden. Ein Gericht oder eine 
Behörde kann die Herausgabe (Edition) der  
Geschäftsunterlagen in jeder Form verlan-
gen, das heisst in Papierform oder auf elek-
tronischen Datenträgern samt dem Hilfs-
mittel, mit dem sie lesbar gemacht werden. 
Jeder Buchführungspflichtige muss also 
prüfen, welche Informationen zu archivieren 
sind.
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Anforderungen bei elektronischer 
Datensicherung
Bei der elektronischen Archivierung müssen 
die langfristige Sicherung und die Daten-
integrität während der gesetzlichen Fristen 
gewährleistet werden. Dies gilt nicht nur für 
die Daten selbst, sondern auch für die vor-
handenen Speichermedien, die verwendeten 
Applikationen, die erforderliche Infrastruktur, 
die vollständige Datenmigration sowie das 
notwendige Wissen zur Bedienung. Die tech-
nologische Entwicklung schreitet rasant vor-
an, deshalb sollten KMU vor dem Entscheid 
für eine elektronische Archivierung Kosten 
und Nutzen abwägen und die Lebensdauer 
sowie die Reproduzierbarkeit wie auch die 
Übertragbarkeit der Daten evaluieren.

Mehrwertsteuer
Die Aufbewahrungsfrist von Mehrwertsteuer-
belegen richtet sich nach der Verjährungsfrist 
der betreffenden Steuerforderung. MWST-
Forderungen verjähren nach fünf Jahren, bei 
einem Stillstand oder einer Unterbrechung 
spätestens nach zehn Jahren. Die mit Im-
mobilien zusammenhängenden Geschäfts-
unterlagen sind indessen während 20 Jahren 
aufzubewahren, in Spezialfällen sogar bis zu 
25 Jahren. Ferner müssen für die Geltendma-
chung der Einfuhrsteuern beziehungsweise 
für die Befreiung von der Ausfuhrsteuer die 
betreffenden Zolldokumente im Original vor-
handen sein. Die elektronische Archivierung 
ist in diesem Fall nicht zulässig. Es empfiehlt 
sich, die Belege im Zusammenhang mit Im-
mobilien aufgrund der längeren Aufbewah-
rungsfristen im Vorhinein separat zu archivie-
ren.

Grundstückgewinnsteuer
Unterliegt der Verkauf einer Liegenschaft der 
Grundstückgewinnsteuer – das ist bei Lie-
genschaften im Privatvermögen oder in Kan-

tonen mit monistischem System bei Liegen-
schaften im Geschäftsvermögen der Fall –, so 
sind die Anlagekosten (Kauf, Bau oder wert-
vermehrende Investitionen) zum Zeitpunkt 
des Verkaufs zu belegen. Daraus ergibt sich 
während der gesamten Eigentumsdauer eine 
Aufbewahrungspflicht für diese Unterlagen. 
Wie bei der Mehrwertsteuer empfiehlt es sich, 
diese Unterlagen separat zu archivieren.

Schuldbetreibungs- und Konkursgesetz
Verlustscheine aus Schuldbetreibungs- und 
Konkursverfahren verjähren nach 20 Jahren 
und sind deshalb ebenfalls während dieser 
Frist aufzubewahren.

Personalakten und Datenschutzgesetz
Das Datenschutzgesetz hält fest, dass nach 
dem Austritt eines Mitarbeiters nur noch Akten 
aufbewahrt werden dürfen, die für die Erstel-
lung und Begründung eines Arbeitszeugnisses, 
für Referenzauskünfte sowie für die Sozialver-
sicherungen und Lohndeklarationen nötig sind. 
Bewerbungsunterlagen müssen dem Austre-
tenden zurückgegeben werden. Andere Akten 
wie graphologische Gutachten und Qualifikati-
onsunterlagen sind zu vernichten. Es empfiehlt 
sich, sich vom Mitarbeitenden beim Austritt 
schriftlich bestätigen zu lassen, dass er mit der 
Aufbewahrung der genannten Unterlagen wäh-
rend zehn Jahren einverstanden ist.            ❰❰

 

ABGABEN UND GEBÜHREN

Radio- und TV-Empfang: Sind Unternehmen 
gebührenpflichtig?
Die Billag AG erhebt im Auftrag des Bundesrats Radio- und Fernsehempfangsgebühren. Nicht selten erhalten Unternehmen von der 
Billag AG gleich zwei unterschiedliche Rechnungen. Welche Gebühren fallen an und wie lassen sie sich vermeiden?

Der Besitzer einer Autogarage in Uster mit 
zehn Mitarbeitenden erhält von der Billag 
AG zwei Rechnungen. Eine mit der Auf-
schrift «Kommerzieller Empfang Kat. I» über 
CHF 55.90 und eine mit der Aufschrift «Ur-
heberrechtsentschädigung (Suisa)» über 
CHF 49.75. Die Mitarbeitenden in der Werk-
statt des Betriebs hören Radio. Ausserdem 
läuft im Showroom für die Kundschaft im 

Hintergrund leise Musik über Rundfunk. Der 
Betriebsinhaber fragt sich nun, ob und wes-
halb er beide Rechnungen bezahlen muss. 

Welche Unternehmen sind gebühren-
pflichtig?
Nebst privaten Haushalten können auch 
Betriebe gebührenpflichtig werden. Die Mel-
depflicht bei der Billag AG besteht bereits, 

sobald im Unternehmen betriebsbereite, das 
heisst für den Empfang von Radio- und Fern-
sehprogrammen geeignete Geräte vorhan-
den sind. Gebühren müssen auch entrichtet 
werden, wenn die Geräte nicht angeschlos-
sen sind, aber mit wenigen Handgriffen emp-
fangsbereit gemacht werden können oder 
die Mitarbeitenden via Internet Zugriff auf 
Radioprogramme haben.

Dokument	 im Original	 elektronisch	 Aufbewahrungsfrist

Betriebsrechnung, Bilanz	 X		  10 Jahre

Hauptbuch/Geschäftsbücher	 X	 X	 10 Jahre

Buchungsbelege	 X	 X	 10 Jahre

Geschäftskorrespondenz	 X	 X	 10 Jahre

Zolldokumente für die Einfuhr 
bzw. Ausfuhr	 X		  10 Jahre

MWST-Forderungen	 X	 X	 bis 5 Jahre

MWST-Immobilienbelege	 X	 X	 20 – 25 Jahre

Immobilienbelege für 			   Während
Grundstückgewinnsteuer	 X	 X	 Eigentumsdauer

Verlustscheine	 X		  20 Jahre

Weiterführende Informationen

Die Einzelheiten über die Aufbewahrungspflicht von Dokumenten sind in der Geschäfts- 
bücherverordnung (GeBüV) festgehalten. Bestimmungen über elektronisch übermittelte Da-
ten und Informationen (EIDI-V) finden sich in der Verordnung des Eidg. Finanzdepartements 
sowie im Bundesgesetz über die elektronische Signatur (ZertES).

Links: www.admin.ch > Dokumentation > Systematische Sammlung
Geschäftsbücherverordnung (GeBüV)				    SR 221.431
Verordnung über elektronische Daten und Informationen (ElDI-V)	 SR 641.201.511
Bundesgesetz über die elektronische Signatur (ZertES)		  SR 943.03
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Unterscheidung zwischen Mitarbeiten-
den und Kunden
Jeder Signalempfang ausserhalb privater 
Bereiche gilt als gewerblich oder kommer-
ziell. Beim gewerblichen Empfang werden 
die Empfangsgeräte nur für die Information 
und zur Unterhaltung der Mitarbeitenden 
eingesetzt. Die beschallten Räume dür-
fen für die Kunden nicht zugänglich sein. 
Kommerzieller Empfang bedeutet, dass die 
Empfangsgeräte auch für die Information 
und Unterhaltung der Kundschaft genutzt 
werden. Einige Beispiele für den gebühren-
pflichtigen kommerziellen Radioempfang: 
•	 Gastronomie: Restaurants, Internetcafés, 

Hotels, Betriebskantinen, die durch Drit-
te geführt werden oder zu denen Kunden 
Zugang haben

•	 Tourismus: Ferien- und vermietete Zweit-
wohnungen

•	 Detailhandel: Musikbeschallung in De-
tailhandelsgeschäften oder Coiffeurge-
schäften, bei Vorführungen von Emp-
fangsgeräten in Fachgeschäften

•	 Dienstleistungsbereich: Empfangsbe-
reich von Bürogebäuden, Wartezimmer

•	 Fahrzeuge: Fahrschulen, Taxis, Ausflugs-
boote 

•	 Pflegebereich: Spitäler, Alters- und Pfle-
geheime 

Müssen für den kommerziellen Empfang Ge-
bühren bezahlt werden, ist darin auch der ge-
werbliche Empfang inbegriffen. Der Garagenbe-
treiber aus Uster bezahlt also CHF 55.90 für den 
kommerziellen Radioempfang, wodurch auch 
die Mitarbeiter abgegolten sind. Die Einteilung 
in gewerblichen oder kommerziellen Empfang 
sowie in die Tarifstufe basiert auf einer Selbst-
deklaration. Die Billag AG kann diese Angaben 
jederzeit überprüfen. Dabei können unterlasse-
ne oder unwahre Meldungen mit einer Busse 
bis zu CHF 5000.– geahndet werden.

Wann fallen Urheberrechtsentschädi- 
gungen an?
Betriebe, die musikalische oder audiovisuelle 
Werke nutzen, müssen neben den Empfangs-
gebühren auch eine Urheberrechtsentschädi-
gung entrichten. Dabei handelt es sich um Ent-
schädigungen an die Urheber und Interpreten 
für die Verwendung ihrer Werke. Die Billag 
AG stellt die Gebühren im Auftrag der Suisa 

(Schweizerische Gesellschaft für die Rechte 
der Urheber musikalischer Werke) in Rech-
nung. Mit dem Betrag über CHF 49.75 hat der 
Garagenbesitzer also auch die Urheberrechte 
für den Radioempfang abgegolten.

Urheberrechtsentschädigung (Suisa)
in CHF inkl. MWST

Radio		  49.75

TV		  53.80

Lassen sich Gebühren vermeiden?
Die Anmeldung eines privaten Haushalts 
umfasst auch den ausschliesslich privaten 
Empfang am Arbeitsplatz. Betriebe sind dann 
nicht meldepflichtig, wenn sie den Mitarbei-
tenden keine Empfangsgeräte zur Nutzung 

überlassen. Wer Gebühren vermeiden möch-
te, muss die Mitarbeitenden mit Internetzu-
gang mittels einer internen Weisung auffor-
dern, den Radio- und TV-Empfang übers 
Internet im Betrieb zu unterlassen, und darf 
in den Bereichen, wo Kundenkontakt stattfin-
det, keine Programme ausstrahlen. Aber auch 
auf Hintergrundmusik ab Tonträger (CD, MP3) 
oder auf Music-on-hold-Anwendungen für 
Warteschlaufen am Telefon erhebt die Suisa 
eine Gebühr. Diese berechnet sich nach der 
beschallten Fläche. Beim Garagenbetreiber 
aus Uster würde die Gebühr CHF 61.75 pro 
Quartal betragen. Die genauen Angaben dazu 
sind unter www.suisa.ch, Rubrik «Lizenz – 
wer zahlt was», Untertitel «Verkaufsbetriebe 
mit Hintergrundmusik» ersichtlich.            ❰❰

Kommerzieller Empfang pro Quartal (für die Kunden)

Kategorie	 Anzahl Geräte	 Quartalsgebühren (CHF inkl. MWST)

		  Radio	        TV

I 	 1 bis 10 Geräte	 155.90	 197.05

II 	 11 bis 50 Geräte 	 193.15	 161.70

III 	 mehr als 50 Geräte	 128.60	 223.20

Gewerblicher Empfang pro Quartal (nur für Mitarbeitende) in CHF inkl. MWST

Radioempfang 	 55.90 

Fernsehempfang 	 97.05

Ausschlaggebend für die Höhe der Gebühren sind beim kommerziellen Empfang die Anzahl 
Empfangsgeräte. Führt ein Unternehmen mehrere Betriebsstätten, die sich nicht auf dem 
gleichen oder einem angrenzenden Areal befinden, ist jede gebührenpflichtig. Befinden sich 
in den gleichen Räumen mehrere juristische Personen, ist jede eigenständige Firma gebüh-
renpflichtig. Bei der Berechnung der Gebühren für ein Unternehmen werden drei Kategorien 
unterschieden. 

Wie die Billag Gebühren berechnet


